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ENERGIEPOLITIK

Dieter Schmitt

Entsorgung von Kernbrennstoffen 
in Franl<reich

Die VEBA plant auf dem Gebiet der Wiederaufarbeitung von abgebrannten Kernbrennstoffen 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit der französischen Gesellschaft COGEMA. Professor 

Dieter Schmitt analysiert die Konsequenzen dieses Vorhabens fürdie deutsche Energiepolitik.

Die VEBA hat m it ihren kürzlich bekannt gewordenen 
Plänen, in Zukunft verstärkt m it der französischen 

Gesellschaft CO G EM A auf dem  G ebiet der W iederauf
arbeitung von abgebrannten Brennelem enten Z u s a m 

menarbeiten zu wollen, die Kernenergiediskussion in 
der Bundesrepublik Deutschland um eine m öglicher
weise entscheidende Nuance bereichert. Dabei dau
erte es zunächst mehr als einen Monat, bis die ganze 
Brisanz dieser Überlegungen M itte April durch eine eher 
harmlos klingende Verlautbarung des seinerzeitigen 
Pressesprechers der Bundesregierung der Ö ffentlich
keit bekannt wurde.

Schon Anfang März soll der Vorstandsvorsitzende der 
VEBA AG, Rudolf von Bennigsen-Foerder, am Rande ei
nes hochrangigen Kohlegesprächs seine Pläne dem  
Bundeskanzler m itgeteilt, Anfang April w ill der VEBA- 
Chef die Bundesregierung und die M inisterpräsidenten 
der Bundesländer m it Kernkraftwerksstandorten förm 
lich unterrichtet haben. Ob die Tragweite der VEBA- 
Pläne nicht richtig e ingeschätzt wurde, ob sie im Trubel 
der Kabinettsumbildung untergegangen ist (bzw. ge
hofft wurde, daß sie untergehen würde) oder ob das 
lange Schweigen gar als Ratlosigkeit in terpretiert wer
den muß, mag dahingestellt bleiben. Fest steht jeden
falls, daß kaum ein Ereignis in der jüngeren Vergangen
heit die energiepolitisch Verantwortlichen in der Bundes
republik bis in die höchste Spitze in größere Aufregung 
versetzt hat.

Die VEBA AG, deren Tochter Preußenelektra als 
zweitgrößtes E lektriz itätsversorgungsunternehm en in 
der Bundesrepublik zw ischen Schlesw ig-Holstein und 
dem Main rund drei Vierte l ihres Stroms auf Kernener-
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giebasis produziert, hat am 3. April dieses Jahres ein 
„M em orandum  of Understanding about Negotia- 
t io n s . . . “ m it der französischen G esellschaft COGEM A 
unterzeichnet. Die staatlich kontro llierte Com panie G é
nérale des M atières Nucléaires, eine der bedeutend
sten weltweit auf dem  Gebiete des Kernbrennstoffkreis- 
laufs tätigen G esellschaften, betreibt in Cap La Hague 
in der Norm andie die größte W iederaufbere itungsan
lage der Welt. In d ieser Anlage werden derzeit n icht nur 
abgebrannte Brennelem ente aus französischen Kern- 
kraftwrerken w iederaufgearbeite t, sondern im Lohnauf
trag auch -  und zwar zur Zeit sogar noch überw iegend! 
-  Brennelem ente aus einer Reihe europäischer S taa
ten, darunter als einem der bedeutendsten die Bundes
republik, sow ie Japan.

Der VEBA-COGEMA-Vorvertrag

Im Rahmen des „M em orandum  of U nderstanding“ 
hat nunm ehr die CO G EM A der VEBA, w ie inzwischen 
bekannt wurde, eine Beteiligung an der Kapazität einer 
derzeit im Bau befindlichen Erweiterungsanlage (UP 3) 
angeboten, die 1992 in Betrieb gehen und die die Kapa
zität von Cap La Hague auf 16001 HM (Schwerm etall)/ 
p. a. verdoppeln soll. Käme dieser Vertrag zustande, 
hätte sich die VEBA Zugang zu einer W iederaufarbe i
tungskapazitä t in Höhe von 400 Jahrestonnen (m it einer 
O ption -  w ie es heißt -  für weitere 200 Jahrestonnen) 
gesichert. Diese Kapazität übersteigt bei weitem  den 
Bedarf der VEBA-Tochter Preußenelektra, der auf ab
sehbare Zeit bei lediglich 150 bis 200 Jahrestonnen lie
gen dürfte, er entspricht v ie lm ehr -  unter Einbeziehung 
der O ptionsm engen -  nahezu genau dem  Entsorgungs
bedarf a ller derzeit in der Bundesrepublik betriebener 
Kernkraftwerke. Daher kann es nicht verwundern, daß 
die VEBA auch bereits den übrigen deutschen Kern- 
kraftwerksbetreibern angeboten hat, sie an diesem  G e
schäft zu beteiligen.

229



ENERGIEPOLITIK

Hier liegt gleichzeitig das Problem: Repräsentanten 
der VEBA haben bereits erklärt, daß sich eine langfri
stige Inanspruchnahm e von W iederaufarbe itungskapa
zität in Cap La Hague und die w^eitere Verfolgung von 
W iederaufarbeitungsplänen in der Bundesrepublik für 
dieses Unternehm en einander ausschließen. Um w ie
viel mehr müßte dies gelten, wenn auch andere deut
sche Energieversorgungsunternehm en sich der VEBA 
anschlössen. Erste S ignale deuten bereits in diese 
Richtung: Einige U n te rn e h m e n -w ie d a s  R W E -h a b e n  
bereits öffentlich ihre Sym pathie für die sich nunm ehr 
abzeichnende Lösung bekundet, andere werden m ög
licherweise folgen (müssen). Damit aber ist evident, daß 
m it dem Abschluß des M em orandum s die Fertigstellung 
der derzeit im bayerischen W ackersdorf im Bau befind li
chen deutschen W iederaufarbeitungsanlage in hohem 
Maße gefährdet, wenn nicht sogar bereits heute gänz
lich ausgeschlossen ist.

Die politische Dimension

Spätestens an dieser Stelle wird jedoch auch klar, 
welche politische Dim ension dieses M em orandum  be
sitzt: W ackersdorf ist neben dem Brüter in Kalkar einer 
der Kristallisationspunkte für den W iderstand gegen die 
Kernenergienutzung in der Bundesrepublik, es ist 
g leichzeitig jene Anlage, die bislang uneingeschränkte 
Unterstützung durch die Kernenergiebetreiber w ie die 
regierungsam tliche Energiepolitik erfuhr, weil ihr zen
trale Bedeutung für die gesetzlich geforderte Schlie
ßung des Kernbrennstoffkreislaufs beigem essen wurde 
und ihr dam it der Charakter einer conditio sine qua non 
für den W eiterbetrieb der vorhandenen Kernkraftwerke 
zukam. Daher kann es nicht verwundern, daß das Be
kanntwerden der VEBA-Pläne auf der einen Seite des 
politischen Spektrum s -  allzu schnelle? -  Begeisterung 
auslöste (ein Pyrrhussieg?) und sich g leichzeitig auf der 
anderen Seite Ratlosigkeit, aber auch Enttäuschung bis 
zur Verärgerung breit machen, sehen sich vie le Politiker 
auf Bundes-, Landes- aber v ie lle icht m ehr noch auf der 
Regionalebene nunm ehr m it ihrem vorbehaltlosen -  a l
les andere als populären -  E insatz für W ackersdorf a l
lein gelassen.

Der VEBA-Vorstandsvorsitzende hat die politische Di
m ension dieses Problem s sehr wohl erkannt. Von An
fang an hat er den endgültigen Abschluß des Vertrages 
unter den Vorbehalt der politischen Absicherung ge
stellt. Bestim m te Passagen des M em orandum s lassen 
überdies erkennen, daß die französische Seite diese 
Ansicht durchaus teilt. Auch die vorgesehenen Fristen, 
für die sich die Vertragspartner an ihre Vereinbarungen 
gebunden fühlen, zeigen, daß man sich der G rößenord
nung des Problems bewußt ist.
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Damit ist nunm ehrd ie  Politik gefordert. D ieA n tw ortis t 
m ehr als schw ierig, auch wenn bereits von V ielen flinke 
Urteile angeboten werden. Es gilt n icht nur, „das Ge
sicht zu w ahren“ , sondern die neue Lage in all ihren 
kom plexen Verästelungen zu prüfen, d. h. nicht nur un
ter entsorgungspolitischen Aspekten, sondern auch hin
sichtlich ihrer Konsequenzen unter regionalpolitischen 
sow ie um weltpolitischen G esichtspunkten. Darüber hin
aus ist unm itte lbar auch die außenpolitische und binnen
m arktpo litische D im ension angesprochen und hierbei 
insbesondere w ieder das Verhältnis zu Frankreich. An
gesichts d ieser Sachlage ist es durchaus problem adä
quat, wenn sich die Bundesregierung eines vorschnel
len Urteils enthält und bis zum  Abschluß einer bereits 
eingele iteten intensiven Prüfung offiziell am Projekt 
W ackersdorf festhält. In diesem  Zusam m enhang hat sie 
eingehende D iskussionen m it der französischen Regie
rung, der bayerischen Landesregierung, den Koalitions
partnern sow ie den Kernkraftwerksbetreibern eingele i
tet. A ls eines der Ergebnisse dieses D iskussionsprozes
ses ist die auf dem jüngsten deutsch-französischen Gip
fel beschlossene Einrichtung einer hochrangig besetz
ten deutsch-französischen Arbeitsgruppe anzusehen, 
die bis Mitte Juni eine erste gem einsam e Stellung
nahm e erarbeiten soll, in die auch allgem eine energie- 
und forschungspolitische Überlegungen zur Intensivie
rung der Zusam m enarbeit m it Frankreich einfließen sol
len.

Konvergenz der Interessen?

Über die Bew eggründe der VEBA zum Abschluß des 
M em orandum s ist viel spekuliert worden. Die offizielle 
Begründung lautet, daß sich mit der Verlagerung der 
W iederaufarbeitung in die französische Anlage und die 
Aufgabe von W ackersdorf die Entsorgungskosten im 
Kernenergiebereich entscheidend reduzieren ließen. 
Die G rößenordnung wird m it einer Reduktion der W ie
deraufarbeitungskosten gegenüber W ackersdorf um 
zwei Drittel angegeben. Die deutsche Elektriz itätsw irt
schaft spare -  so von Bennigsen-Foerder in einem Inter
view  -  bei einer Aufgabe von W ackersdorf und An
nahm e des französischen Angebotes Investitionen in 
Höhe von 6 bis 7 Mrd. DM sow ie Kosten von gut 1 Mrd. 
DM pro Jahr. Die Ausschöpfung der hierm it gebotenen 
M öglichkeiten sei unter aktienrechtlichem  und energie
gesetzlichem  G ebot für die Verantwortlichen in der Ver
sorgungsw irtschaft als Datum anzusehen sowie im In
teresse der S icherstellung einer m öglichst kostengün
stigen E lektrizitätsversorgung insbesondere für die im 
in ternationalen W ettbewerb ohnehin energ iekostenm ä
ßig unterlegene deutsche Industrie unverzichtbar.

G leichzeitig wurde jedoch in der Ö ffentlichkeit die 
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Entscheidung der VEBA auch als H inweis darauf gedeu
tet, daß die S icherstellung des Entsorgungsnachweises 
für die im Betrieb befindlichen Kernkraftwerke über eine 
völkerrechtlich abgesicherte Zusam m enarbeit mit 
Frankreich als langfristig verläßlicher -  und dam it das 
wirtschaftliche Risiko als entscheidend niedriger -  an
gesehen wird als über die W eiterverfo lgung einer natio
nalen W iederaufarbeitungsstrategie. Hierbei wurde 
nicht zuletzt auf die bereits heute zu verzeichnenden 
Verzögerungen und Verteuerungen in W ackersdorf ver
wiesen, insbesondere aber auf die Ungewißheit, die an
gesichts des Fortgangs der Akzeptanzdiskussion um 
die Nutzung der Kernenergie über der Fertigstellung 
dieser Anlage und ihrem langfristigen Betrieb schwebt. 
Dies gilt vor allem, seit sich die O pposition eindeutig ge 
gen die W iederaufarbeitung ausgesprochen hat und -  
mit welcher W ahrscheinlichkeit auch im m er -  eine er
neute „politische W ende“ in Zukunft nicht ausgeschlos
sen werden kann.

Gewaltige Kostendifferenzen

Die VEBA hat ihrerseits betont, daß der Anstoß zum 
Abschluß einer entsprechenden (Übereinkunft -  für sie 
völlig überraschend -  von Frankreich ausgegangen sei. 
In diesem Zusam m enhang wird gemutmaßt, daß die 
COGEMA sich ihrerseits beträchtlichen Überkapazitä
ten im Bereich der W iederaufarbeitung gegenübersieht.

Dies ist zweifellos gegenüber der Vergangenheit eine 
völlig veränderte Konstellation. Bereits heute w ird im 
Rahmen eines langfristigen Vertrages der größte Teil der 
abgebrannten Brennelem ente aus deutschen Reakto
ren in Frankreich w iederaufgearbeite t. (Hinzu ko m m t-  
allerdings in deutlich geringerem  Maße -  die Inan
spruchnahme von W iederaufarbeitungsle istung der bri
tischen Anlage in Sellafie ld sow ie der kle inen Versuchs
anlage in Karlsruhe.) Die deutsche E lektriz itätsw irt
schaft mußte hierfür allerd ings -  w ohl nicht zuletzt des
halb, weil sie ohne echte A lternative w a r -  Bedingungen 
akzeptieren, die deutlich ungünstiger waren, als sie der 
französischen Electricité de France e ingeräum t wurden. 
Dies gilt vor allem für den Preis (und die Preisanpas
sungsklauseln!), der zudem  vorab zu entrichten ist. Mit 
2000 bis 2800 DM/kg HM liegen die W iederaufarbe i
tungsgebühren im Rahmen der derzeit laufenden 
Dienstleistungsverträge jedenfalls deutlich über den 
nunmehr angebotenen 1500 DM/kg HM, aber ebenso 
eindeutig unter den in W ackersdorf erw arteten W erten, 
die heute zum Teil m it bis zu fast 5000 DM/kg HM ange
setzt werden.

Dies wirft natürlich die Frage auf, w ie sich diese ge
waltigen Differenzen erklären lassen: Einmal dürften die

derzeit zu zahlenden Preise für die Inanspruchnahm e 
von W iederaufarbeitungsle istung in Frankreich (wie in 
Großbritannien) an der Marktlage, weniger dagegen an 
den Durchschnittskosten -  z. B. über die gesam te Be
triebszeit der Anlagen gerechnet -  orientiert sein. Es ist 
jedoch davon auszugehen, daß auch die Kosten in 
Frankreich deutlich n iedriger sind als in der Bundesre
publik. Die Anlage in W ackersdorf ist zum  einen be
trächtlich kle iner (350 t Durchsatz pro Jahr m it einer 
Möglichkeit der Erweiterung auf 500 t/p. a. gegenüber 
800 t/p. a. in der neuen französischen Anlage) und 
kom m t dam it bei weitem  nicht so stark in den Genuß der 
ausgeprägten Größendegression dieser Systeme. 
Hinzu kommt, daß die französische Anlage von der be
reits in La Hague vorhandenen Infrastruktur profitiert. 
Die Bauzeiten sind -  w ie auch bei französischen Kern
kraftwerken -  deutlich kürzer und dam it Zinszahlungen 
während der Bauphase niedriger, die G enehm igungs
verfahren angesichts der bekannten engen Zusam m en
arbeit a ller relevanten Stellen in Frankreich wesentlich 
einfacher, der S icherheitsaufwand m öglicherweise ge
ringer und nicht zuletzt die Steuern sow ie die F inanzie
rungskosten niedriger. Insofern ist die CO G EM A in der 
Lage, nicht nur für inzw ischen zu einem großen Teil vorfi
nanzierte oder abgeschriebene Anlagen günstige Kon
ditionen anzubieten, sondern auch für neu zu errich
tende. (Auf die Frage, w ie günstig das französische A n
gebot tatsächlich einzuschätzen ist, wird weiter unten 
noch einzugehen sein!)

Überschüssige Entsorgungskapazitäten

Das überraschende französische Angebot an die 
VEBA dürfte jedoch auch noch einem anderen Umstand 
zuzuschreiben sein: der sich im m er stärker akzentu
ierenden Überschußsituation auf dem  G ebiete der Ent
sorgung von Kernbrennstoffen. W eltweit ist die Entw ick
lung der Kernenergienutzung weit hinter den früher ge
hegten E nta rtungen zurückgeblieben. Rückläufige Z u
wachsraten des Strom verbrauchs, das niedrige Ener
giepreisniveau, vor allem  aber die Intensivierung der A k
zeptanzdiskussion nach den Reaktorunfällen von Three 
Miles Island und Tschernobyl zeichnen hierfür verant
wortlich. Viele Länder haben ihre Kernenergiepro
gram m e gekürzt, andere haben sich entschlossen, vö l
lig auf die Kernenergie zu verzichten, die m eisten Ent
w icklungsländer sind nicht m ehr in der Lage, angesichts 
ihrer Verschuldungsproblem e die Nutzung der kapita lin
tensiven Kernenergie überhaupt noch ins Auge zu fas
sen.

Damit trifft die auf einen wesentlich höheren Bedarf 
ausgelegte Entsorgungskapazität, die derzeit in Frank
reich, aber auch in G roßbritannien (wie in der Bundesre
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publik) im Bau ist, auf eine wesentlic fi n iedrigere Nach
frage als erwartet. Hinzu kommt, daß einer der derzeit 
größten Kunden in Frankreich und Großbritannien, näm 
lich Japan, im m er noch an eigenen W iederaufarbe i
tungsplänen festhält und dam it auszufallen droht. Auch 
darf nicht übersehen werden, daß die ursprünglich für 
die ehrgeizige Brüterentw icklung für erforderlich geha l
tene W iederaufarbeitungskapazitä t angesichts der fak ti
schen S tornierung der Ausbaupläne beim Brüter nicht 
mehr benötigt wird. Schließlich und letztlich ist nicht zu 
vernachlässigen, daß der W iederaufarbeitung als Ent
sorgungsstrategie für abgebrannte Brennelem ente in 
den letzten Jahren zunehm ende Konkurrenz durch A n
gebote des Ostblocks, vor allem aber durch die langfri
stige Zw ischenlagerung und durch die direkte Endlage
rung erwachsen ist. N icht nur kleinere Länder wie 
Schweden, die Schweiz oder Finnland beschäftigen 
sich intensiv m it den hierm it gebotenen Möglichkeiten 
bzw. haben hierfür bereits eindeutig votiert, sondern 
auch die USA, Kanada und nicht zuletzt auch die  Bun
desrepublik.

Vorzüge der direkten Endlagerung

In diesem  Zusam m enhang darf nicht übersehen wer
den, daß die direkte Endlagerung sich heute in einem 
noch günstigeren Licht darste llt als noch vor wenigen 
Jahren. Vor allem auf dem Höhepunkt der Ö lkrise 
glaubte man, auf die W iederverw ertung der in den abge- 
brannten Brennelem enten noch enthaltenen (Rest
uran), vor allem aber der neu im Reaktorbetrieb entstan
denen Kernbrennstoffe (P lutonium ) nicht verzichten zu 
können. Es wurde unter der Annahm e, daß die 
Uranreserven nur begrenzt zu günstigen Bedingungen 
zur Verfügung stehen und daß daher bei stark ste igen
der Nutzung der Kernenergie erhebliche Uranpre isstei
gerungen zu erwarten sind, von einer zwangsläufigen 
Notwendigkeit des Übergangs auf brütende, d. h. mehr 
neuen Spaltstoff (in Form von P lutonium ) erzeugende 
als während der Strom erzeugung verbrauchende Sy
stem e ausgegangen. H ierfür wurde die W iederaufarbe i
tungstechnologie als Voraussetzung angesehen. Diese 
Auffassung wurde durch die Erwartung verstärkt, daß 
sowohl der Brüter als auch die W iederaufarbe itungsan
lagen zu niedrigen Kosten bereitstünden und deren G e
nehm igungsfähigkeit keinerlei Problem e verursache. 
S icherheits- und Proliferationsfragen wurden für be
herrschbar angesehen. Die M einung, daß für eine ge 
ordnete Entsorgung der Kernbrennstoffe keine A lte rna
tive zur Verfügung stünde, rundete das Bild.

Heute stellt sich auch für viele ehem alige B efürworter 
der W iederaufarbeitungsstrateg ie die S ituation in einem 
völlig anderen Licht dar: Statt zunehm ender Uranver
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knappung mit nahezu zwangsläufig steigenden Preisen 
ist w ie bei allen übrigen Energieressourcen eher ein von 
der verhaltenen Kernenergieentw icklung m itbestim m 
tes Überangebot m it anhaltendem  Preisdruck zu kon
statieren, wobei die ersch lossenen Reserven sich im 
wesentlichen als eine Funktion der Investitionen erwei
sen, die in Suche und Entw icklung investiert werden 
(können). Außerordentlich hohe statt n iedriger (Kapital-) 
Kosten für Brüter und W iederaufarbeitung, erhebliche 
Problem e mit der G enehm igungsfähigkeit d ieser Sy
stem e und ihrer Akzeptanz werden schließlich ergänzt 
durch die wachsende Erkenntnis, daß m it der direkten 
Endlagerung eine nicht nur w irtschaftlich (nicht zuletzt 
wegen der geringen P lutonium gutschhft als Ergebnis 
der E insparungen an Natururan und Anre icherungsle i
s tungen ') weit überlegene, sondern auch unter S icher
heits- und Proliferationsaspekten außerordentlich at
traktive A lternative zur Verfügung steht. D ies konnte 
nicht nur durch theoretische Untersuchungen dargelegt 
werden, sondern wird auch durch die freiw illige Ent
scheidung der am erikanischen E lektrizitätsw irtschaft, 
auf die W iederaufarbeitung zu verzichten, überzeugend 
unterm auert.

Damit aber stellen sich fü r einen A nbieter von W ieder
aufarbeitungsle istung w ie die CO G EM A die langfristi
gen Verwertungsm öglichkeiten für die vorhandenen 
oder im Bau befindlichen Anlagen in einem wesentlich 
ungünstigeren Licht dar als noch vor wenigen Jahren. 
Zu berücksichtigen ist ferner, daß Anfang der 90er Jahre 
in G roßbritannien eine für den britischen Bedarf viel zu 
große Anlage in Betrieb gehen soll -  die Briten haben 
nach Bekanntwerden de rV E B A -P läne ihrerseits prompt 
G esprächsbere itschaft signalis iert. Hinzu kommt, daß 
sich angesichts der günstigen Verfügbarkeitswerte, die 
schon beim bisherigen Betrieb der UP 2-Anlage reali
siert wurden, und m it der Um setzung der vorliegenden 
Erfahrungen die Durchsatzkapazität noch einmal über 
das geplante Ausm aß erhöhen kann. Schließlich müßte 
unterste llt werden, daß eine einm al in der Bundesrepu
blik errichtete Anlage wegen der hohen versunkenen 
Kosten einm al ge tätigter Investitionen auch tatsächlich 
genutzt werden dürfte. Angesichts d ieser Überlegun
gen war der Zeitpunkt für das französische Angebot an 
deutsche Energieversorgungsunternehm en wohl nicht 
zufä llig gewählt.

Offene Fragen

Damit ist zw ischen CO G EM A und VEBA (bzw. deut
schen Kernkraftbetre ibern) eine weitgehende Interes
senharm onie zu unterstellen. CO G EM A kann fast w ider 
Erwarten doch noch dam it rechnen, ihre Überkapazität
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im Bereich der W iederaufarbeitung zu befriedigenden 
Bedingungen verm arkten zu können, die deutsche Elek- 
trizitätswirtschaft sieht in entscheidendem  Maße die 
wirtschaftlichen Risiken reduziert, die m it der G efähr
dung des Betriebs ihrer Kernkraftwerke wegen des feh
lenden Entsorgungsnachweises für den Fall e inhergin
gen, daß W ackersdorf nicht zu Ende gebaut werden 
könnte oder vorzeitig stillgelegt würde, von den weit 
niedrigeren Kosten in Frankreich ganz zu schweigen.

Dennoch verbleiben für den Außenstehenden noch 
eine Reihe von Fragen;

□  Bislang ist nicht bekannt, zu welchen Bedingungen 
konkret das französische Angebot zur Verfügung steht. 
Bekanntgeworden ist lediglich, daß die eine -  offenbar 
aber von der VEBA w eniger präferierte -  A lternative, 
nämlich der erneute E inkauf von 400 t/p.a. W iederaufar
beitungsleistung zu 1500 DM/kg HM noch eine Reihe 
von Klauseln beinhaltet, deren Bedeutung noch näher 
hinterfragt werden müßte. So gilt d ieser Preis offenbar 
nur für einen Zeitraum  von 15 Jahren, und zwar von 
1999-2014, er kann bei Kostensteigerungen, z.B. im 
Falle höherer S icherheitsauflagen, angepaßt werden. 
Wie hoch ist dieser Ungewißheitsaspekt zu veransch la
gen? Ist der Preis w iederum  vorab zu entrichten? W ie 
schlägt dies kostenm äßig zu Buche? Nicht enthalten in 
diesem Preis sind aller W ahrscheinlichkeit nach auch 
die Mehrkosten für die FertigüTig von M ischoxid-Brenn- 
elementen. Bei einem Vergleich m it W ackersdorf wären 
auch die voraussichtlich höheren Transportkosten in An
satz zu bringen. O ffen ist auch, zu 'w e lchen Bedingun
gen die O ptionsm engen von 200 t/p.a. zur Verfügung 
stehen.

In diesem Zusam m enhang sei auch darauf h ingew ie
sen, daß die in der Ö ffentlichkeit genannten Kosten für 
Wackersdorf in Höhe von knapp 5000 DM/kg HM allem 
Anschein nach auf extrem ungünstigen, v ie lle icht aller
dings gerade deswegen besonders realitätsnahen Prä
missen basieren: Eine Kapazität von nur 350 Jahres
tonnen und nicht w ie erhofft 500 Jahrestonnen, die man 
glaubte, ohne nennenswerte Kostensteigerung erre i
chen zu können, und/oder eine Lebensdauer von w en i
ger als 20 Jahren und/oder eine nom inale Rechnung m it 
hohen internen Z inssätzen und/oder Investitionen von 
noch weit mehr als 10 Mrd. DM, w ie derzeit geschätzt! 
(Der Fairneß halber sei festgestellt, daß sich natürlich 
nur aus dem Vergleich von m öglicherw eise unvollständi
gen Kosten für die W iederaufarbeitung in Frankreich mit 
relativ ungünstigen Kostenschätzungen der Entsorgung

’ Vgl. im e inzelnen D ie te r S c h m i t t :  W ied e ra u fa rb e itu n g  von a b g e 
brannten K ernbrennsto ffen?, in : W IR T S C H A F T S D IE N S T . 65. Jg. 
(1985). H. 3. S. 123 ff.

in Anlagen in der Bundesrepublik E insparungen von 1,5 
bis 2 Mrd. DM ergeben, w ie sie bereits in der Ö ffentlich
keit genannt wurden!)

□  Interessanterweise fehlt in den bisherigen Verlaut
barungen jeder H inweis auf den -  in jedem  Falle o ffen
bar w ieder vorab zu entrichtenden -  Preis für die von 
deutscher Seite bevorzugte Variante der Zusam m enar
beit m it der COGEM A, näm lich den Einkauf in eine ge
m einsam e G esellschaft zum  Betrieb der zum  Teil errich
teten W iederaufarbeitunganlage UP 3 (ebenfalls über 
den Zeitraum  von 1999 bis 2014?) m it einem Anteil von 
49%  und die h ierfür w iederum  im einzelnen gültigen Be
dingungen. In beiden Varianten handelt es sich offenbar 
bei geplanter Inbetriebnahm e der UP 3 im Jahre 1992 
um eine bereits über einen erheblichen Teil ihrer erwar
teten Lebensdauer betriebenen und abgeschriebenen 
Anlage. Kann die VEBA auch von einer längeren als der 
geplanten Lebensdauer d ieser Anlage profitieren? W el
che Rechte und Pflichten sind m it einem 49% igen Anteil 
an einer französischen G esellschaft verbunden?

Verbleib des Plutoniums?

□  Offen ist aber auch, in welcher Form die Verwertung 
des m it der W iederaufarbeitung anfallenden P lutonium s 
und Resturans erfolgen soll. Soll es weder -  weil w en i
ger geeignet -  für m ilitärische Zwecke eingesetzt noch 
-w e g e n  der P ro life ra tionsge fah r- längerfristig ge lagert 
werden, so kommt auf absehbare Zeit lediglich die ther
m ische Rezyklierung, d.h. der W iedere insatz in Leicht
wasserreaktoren in Form von M ischoxid-Brennelem en
ten in Frage. Soll die h ierfür notwendige Brennele
m entefabrik ebenfalls nach La Hague? In w e lcher Fir
m enkonfiguration? Eventuell auch m it (m ehrheitlicher?) 
Beteiligung der deutschen Kernbrennstoffkreislaufindu
strie? W ie wird d ies unter unternehm enspolitischem , 
aber auch unter versorgungspolitischem  Aspekt bewer
tet? Ein Verbleib w ie bislang am Standort W ackersdorf 
geplant scheidet realistischerweise wohl aus, wenn die 
W iederaufarbeitung in W ackersdorf aufgegeben wird 
(so auch schon eindeutig die bayerische S taatsregie
rung!). Kommt ein anderer S tandort in der Bundesrepu
blik, z.B. Hanau, in Frage, was von seiten der um Tech
nologieerhalt bem ühten deutschen Industrie wohl präfe- 
riert würde? Aber ist d ieser S tandort verfügbar? Sind die 
in d iesem  Falle in einem erheblichen Umfang notwendi
gen P lutonium transporte aus S icherheits- und Prolifera
tionserw ägungen vertretbar?

□  W ie sollen die übrigen deutschen Kernkraftbetreiber 
an dem VEBA/COGEM A-Vertrag beteiligt werden? Als 
M ite igentüm er (z.B. über die gem einsam e Tochterge
sellschaft DWK, die auch derzeit die Entsorgungsinter

WIRTSCHAFTSDIENST 1989/V 233



ENERGIEPOLITIK

essen dieser Gesellschaften vertritt) oder als Bezieher 
von Entsorgungsdienstleistungen von der CO G EM A 
über die VEBA oder von einer neuen deutsch-französi- 
schen G esellschaft? W ie wären hierfür die Bed ingun
gen? Sind sie akzeptabel? Kann bei Aufgabe von Wak- 
kersdorf und einem Vertragsbeginn m it Frankreich im 
Jahre 1999 der Entsorgungsnachweis lückenlos geführt 
werden?

□  W ürden bei Inanspruchnahm e der vollen Kapazität 
die in jüngerer Zeit verstärkten Überlegungen um die 
Entwicklung und Dem onstration der direkten Endlage
rung in der Bundesrepublik konterkariert, die inzw i
schen zur Einleitung eines G enehm igungsverfahrens 
für den Bau einer Prototypanlage in Gorleben geführt 
haben, weil die in Frankreich e ingekaufte und in jedem 
Falle zu bezahlende Kapazität voraussichtlich voll aus
reicht, um den deutschen Bedarf auf absehbare Zeit zu 
decken? W elche Konsequenzen hätte dies für die Ent
sorgung rezyklierter Brennelem ente, für die eine er
neute W iederaufarbeitung nach heutigen Ü berlegun
gen ausscheidet?

Energiepolitische Wertung

Die Bundesregierung prüft derzeit mit höchster In ten
sität das von der VEBA vorgeschlagene Kooperations
vorhaben mit der C O G EM A auf dem  G ebiet der nuklea
ren W iederaufarbeitung. H ierbei zeigen sich nach E in
schätzung der Energieversorgungsunternehm en erheb
liche w irtschaftliche Vorteile gegenüber einer W eiterver
folgung der W iederaufarbeitung in W ackersdorf: Die 
Aussicht auf Einsparungen von 1,5-2 Mrd. DM pro Jahr 
für die deutschen Kernkraftwerke insgesam t relativiert 
auch die für die deutsche W iederaufarbeitungsanlage 
bereits verausgabten 2-2,5 Mrd. DM, die bei Annahm e 
des französischen Angebotes wohl größtenteils obsolet 
würden. Andererseits verble iben aber zum indest aus 
externer Sicht auch noch eine Reihe schw erw iegender 
Fragen, die erst geklärt werden müssen, bevor eine e in 
deutige Beurteilung möglich ist. W enn einzelne Kern
energ iegegner die Aufgabe von W ackersdorf vie lle icht 
etwas voreilig begrüßt haben, so wurde hierbei wohl 
nicht hinreichend berücksichtigt, daß es letztlich nicht 
um den Verzicht auf die W iederaufarbe itungstechnolo
gie geht, sondern lediglich um die Aufgabe eines ko
stenunterlegenen und in hohem Maße durch politische 
Unwägbarkeiten gekennzeichneten Standorts zugun
sten eines in v ie ler Hinsicht attraktiveren. Nicht zuletzt 
mit der angestrebten Absicherung durch eine zw ischen
staatliche Vereinbarung würde die zukünftige Nutzung 
der Kernenergie in der Bundesrepublik -  zum indest was 
den Entsorgungsbereich angeht -  eine ganz entschei
dende Absicherung erfahren.

W ährend es scheint, daß von einer Reihe auch promi
nenter Vertreter der Koalitionsparteien das Projekt Wak- 
kersdorf bereits -  und sei es auch nur, weil unvermeid
lich -  aufgegeben worden ist, hält die Bundesregierung 
bis auf weiteres zum indest offiziell im m er noch an Wak- 
kersdorf und am in tegrierten deutschen Entsorgungs
konzept fest. D ieses w ar 1979 noch unter der soziallibe
ralen Koalition konzip iert worden und sah zunächst die 
Zusam m enfassung aller Entsorgungsaktivitäten (Zwi
schenlager, W iederaufarbeitung, M ischoxid-Fabrikation 
und Endlagerung des Abfalls) an einem  Standort, näm
lich Gorleben vor. Nachdem  M in isterpräsident Albrecht 
dieses Projekt als politisch nicht für durchsetzbar erklärt 
hatte, wurde es dennoch, a llerd ings in d is lozierter Form 
(W iederaufarbeitung, M ischoxid-Fabrikation in Wak- 
kersdorf, Endlager in G orleben), bis heute als einziges 
m it den Bestim m ungen des deutschen Atomgesetzes 
für vereinbar erklärtes Entsorgungskonzept weiterver
folgt.

Die inzw ischen vorliegenden Erkenntnisse zur direk
ten Endlagerung glaubte sich die Bundesregierung da
gegen bislang nicht zu eigen m achen zu können: Sie sei 
m it dem W iederverw ertungsgebot des Atomgesetzes 
nicht vereinbar. Dabei wurde offenbar nicht erkannt, zu
m indest aber nicht akzeptiert, daß dieses G ebot nur 
Sinn macht, wenn es nach M aßgabe ökonom ischer Ra
tionalität ausgelegt wird, d.h. dort seine Grenze findet, 
wo die Kosten der W iederverw ertung höher sind als der 
W ert des w iedergewonnenen Materials. Das Prinzipder 
ökonom ischen Rationalität ist aber gerade im Vergleich 
W iederaufarbeitung m it direkter Endlagerung nicht be
achtet worden.

Weiterverfolgung von Entsorgungsoptionen

Die Bundesregierung ist allerd ings gut beraten, die 
trotz ihrer Vorbehalte zugelassene Parallelentwicklung 
der direkten Endlagerung weiter zu verfo lgen und gege
benenfalls auch Frankreich für diese Entw icklung zu in
teressieren. So wäre zu prüfen, ob im Rahmen der nun
m ehr vorgesehenen erw eiterten Kooperation m it Frank
reich nicht nur ein gew isses -  zeitliches -  Entgegen
kom m en unseres Nachbarn in der Frage der von Frank
reich forcierten Strom exporte und eine Unterstützung 
des deutschen Standpunktes in Brüssel zur Durchset
zung vernünftig bem essener Übergangsfristen für die 
Lösung des deutschen S teinkohleproblem s erw irkt wer
den könnte, sondern auch ob Frankreich nicht für den 
Bau einer gem einsam en G esellschaft zur Mischoxid- 
Fabrikation z.B. in Cap La Hague mit d iesm al deutscher 
M ehrheit oder gar einer gem einsam en Konditionie

rungsanlage für die direkte Endlagerung gewonnen wer
den könnte.
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Damit bestünde nicht nur die Chance, m it der W eiter
verfolgung dieser Entsorgungsoption eine Back-up-Lö- 
sung für den Fall vorzuhalten, daß bei der W iederaufar
beitung bislang nicht erkannte Problem e aufträten bzw. 
eine W iederaufarbeitung an politischen Problemen 
scheitern würde. Die direkte Endlagerung wäre zudem  
als entscheidendes Preisregulativ auf dem Entsor
gungsmarkt anzusehen. Sie stellt nicht zuletzt aber 
auch eine unverzichtbare Vorbedingung für die längerfri
stig doch vie lle icht w ieder stärker ins Auge zu fassende 
Kernenergienutzung in der Dritten W elt dar, auf die ge
rade eine kürzlich zustande gekom m ene Zusam m enar
beit der deutschen KWU mit der französischen Fram- 
atome abzielt. Insofern darf an dieser Technologie 
durchaus auch ein gew isses Interesse Frankreichs un
terstellt werden genauso w ie an der in Deutschland be
reits weit fortgeschrittenen Technologie zur Herstellung 
von M ischoxid-Brennelementen.

Das Ende von Wackersdorf?

Bis zur K lärung all d ieser Fragen muß die B undesre
gierung offiziell an dem  von ihr bislang verfo lgten Kon
zept, und damit auch am Standort W ackersdorf, festhal- 
ten, nicht nur, um nicht die Verhandlungsposition der 
deutschen Energieversorgungsunternehm en entschei
dend zu verschlechtern, sondern auch, um den Entsor
gungsnachweis für die derzeit betriebenen Reaktoren 
nicht zu gefährden. Nicht nachvollz iehbar ist in diesem 
Zusammenhang allerd ings die in jüngster Zeit im Regie
rungslager kreierte „Zwei-Säulen-Theorie“ : Die VEBA 
sieht Cap La Hague und W ackersdorf als sich einander 
ausschließende Alternativen. Ob sich die VEBA alleine 
aus W ackersdorf zurückziehen kann, scheint fraglich, 
ob die übrigen Energieversorgungsunternehm en Wak- 
kersdorf ohne die VEBA halten können, ebenfalls. Wak- 
kersdorf lediglich als l\^ischoxid-Fabrikationsstandort 
scheidet wohl von vornherein aus, wird auch von der 
bayerischen Regierung abgelehnt und dürfte ange

sichts der Sensib ilisierung der Ö ffentlichkeit nicht mehr 
konsensfähig sein.

Im übrigen bestehen erhebliche Zweifel, ob die Bun
desregierung ohne überzeugende Begründung ihre Zu
stim m ung zur VEBA/COGEM A-Vereinbarung verw ei
gern und der deutschen E lektriz itätsw irtschaft W ackers
do rf aufzw ingen könnte. Selbst das Festhalten an der in
tegrierten Entsorgung kann nicht im Sinne einer aus
schließlich nationalen Lösung ausgelegt werden. Eine 
Ablehnung käm e einer w irtschaftlichen Bevormundung 
der größten deutschen Versorgungsunternehm en 
gleich und müßte den Ruf nach Übernahm e der damit 
verbundenen w irtschaftlichen Risiken durch den Staat 
provozieren. Es wäre zudem  zu befürchten, daß die 
französische Regierung sich brüskiert fühlte, eventuell 
den Europäischen G erichtshof anrufen würde und der 
Fortschritt hin zum gem einsam en B innenm arkt e rnst
haft Schaden nähme.

Schließlich stellt sich die Frage, ob angesichts der 
sich nunm ehr eröffnenden A lternative für W ackersdorf 
ein geordneter W eiterbau überhaupt noch möglich ist, 
da die Erwirkung des Sofortvollzuges weitererTeilerrich- 
tungsgenehm igungen nunm ehr völlig offen ist und sich 
wahrschein lich die innenpolitischen Fronten noch ein
deutiger gegen W ackersdorf richten werden. Schon hat 
die bayerische Landesreg ie rung -b is lan g  eifrigster Ver
fechter für W ackersdorf -  erklärt, für diesen Standort 
nicht (mehr) käm pfen zu wollen. Damit scheint ein von 
vie len -  allerd ings seit Jahren erfolglos -  erkäm pftes 
Ziel, die Aufgabe von W ackersdorf, program miert.

Der VEBA-Vorstandsvorsitzende sieht m it der A uf
gabe der W iederaufarbeitung in W ackersdorf nach dem 
faktischen Ende des Brüters in Kalkar die Chancen für 
die W iederherstellung eines nationalen Energiekonsen
ses deutlich steigen. Dies wäre ganz ohne Zweife l ein 
nicht zu unterschätzender Erfolg. Es stellt sich die 
Frage, warum  eine solche Kooperationsstrategie nicht 
früher aktiv angegangenen werden konnte.

i^RÖFFE GEN DES FTSFORSC

NEUERSCHEINUNG
Rasul Shams

Großoktav, 
74 Seiten, 1989, 

brosch. DM 14,80 
ISBN 3-87895-368-2

INTERESSENGRUPPEN UND ANPASSUNGS
KONFLIKTE IN ENTWICKLUNGSLÄNDERN
Fallstudie I Türkei

S P M H H H H V ^ r u g v ve ija r c h iv g m b h^ am burg

W IRTSCHAFTSDIENST 1989A/ 235


